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Vorblatt 


Abkommen mit Frankreich 
über die steuerliche Behandlung 
von Straßenfahrzeugen 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Deutsche zur Güterbeförderung bestimmte Kraftfahrzeuge, die 
zu einem vorübergehenden Aufenthalt in Frankreich verwen- 
det werden, unterliegen nach geltendem Recht einer doppelten 
Besteuerung, weil in diesen Fällen sowohl die deutsche Kraft- 
fahrzeugsteuer wie auch die französische Achslaststeuer gezahlt 
werden muß. Einer ähnlichen doppelten Belastung sind fran- 
zösische Fahrzeuge im Bundesgebiet ausgesetzt. 


B. Lösung 

Durch den Vertrag wird die Besteuerung im Aufenthaltsstaat 
beseitigt. Bei Fahrzeugen des Güterkraftverkehrs darf jedoch 
der vorübergehende Aufenthalt einen Zeitraum von 14 Tagen 
nicht überschreiten. 


C. Alternative 

entfällt. 

D. Kosten 

Die Länder erleiden einen Ausfall an Kraftfahrzeugsteuer in 
Höhe von jährlich 3,5 Mio. DM. 
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Bonn, den 9. Juni 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 3. November 1969 zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Französischen Republik über 
die steuerliche Behandlung von Straßenfahr- 
zeugen im internationalen Verkehr 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der deutsche und französische Wortlaut des Abkommens sowie 
die Denkschrift zum Abkommen liegen diesem Schreiben bei. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 5. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 3. November 1969 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Französischen Republik 
über die steuerliche Behandlung von Straßenfahrzeugen 
im internationalen Verkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Paris am 3. November 1969 Unterzeichne- 
ten Abkommen zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und der Regierung der Franzö- 
sischen Republik über die steuerliche Behandlung 
von Straßenfahrzeugen im internationalen Verkehr 
wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 5 Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Arti- 
kel 105 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 106 Abs. 2 
des Grundgesetzes erforderlich, weil sich die in 
Artikel 2 vorgesehene Steuerbefreiung auf die Kraft- 
fahrzeugsteuer erstreckt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält deshalb die 
übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Vorschrift des Absatzes 1 entspricht den Er- 
fordernissen des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkom- 
men nach seinem Artikel 5 Abs. 1 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Für die Länder werden durch den Ausfall von Kraft- 
fahrzeugsteuer im grenzüberschreitenden Verkehr 
jährliche Kosten in Höhe von etwa 3,5 Millionen 
DM entstehen. Bund und Gemeinden werden nicht 
mit Kosten belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Französischen Republik 
über die steuerliche Behandlung von Straßenfahrzeugen 
im internationalen Verkehr 

Convention 

entre le Gouvernement de la Republique föderale d'Allemagne 
et le Gouvernement de la Republique franqaise 
relative au regime fiscal des vehicules routiers utilises 
pour le transport international 


DIE REGIERUNC. 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REGIERUNG 

DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, den internationalen 
Straßenverkehr zwischen den beiden Staaten und durch 
deren Hoheitsgebiet zu erleichtern — 

HABEN FOLGENDES VEREINBART; 

Artikel 1 

(!) Für die Zwecke dieses Abkommens bedeutet der 
Begriff „Fahrzeug" jedes Fahrzeug mit mechanischem 
Antrieb, das auf öffentlichen Straßen verkehrt und für die 
Beförderung von Gütern oder Personen bestimmt ist, 
sowie jeden Anhänger, der an ein solches Fahrzeug an- 
gekoppelt werden kann, gleichgültig, ob er mit dem Fahr- 
zeug oder getrennt eingeführt wird. 

(2) Als Fahrzeuge gelten auch Zugmaschinen, Sattel- 
zugmaschinen und Sattelanhänger. 

Artikel 2 

(1) Fahrzeuge, die im Hoheitsgebiet einer Vertiag.s- 
partei ordnungsgemäß zugelassen sind und in das Ho- 
heitsgebiet der anderen Vertragspartei zum vorüber- 
gehenden Aufenthalt eingeführt werden, sind 

im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland von 

der Kraftfahrzeugsteuer und 

im Hoheitsgebiet der Französischen Republik von der 

„taxe speciale sur certains vehicules routiers" 
befreit. 

(2) Die Befreiungen werden auch für Fahrzeuge ge- 
währt, die ihren Standort im Hoheitsgebiet einer Ver- 
tragspartei haben und auf Grund innerstaatlicher Vor- 
schriften von der Zulassungspflicht befreit sind. 

Artikel 3 

(1) Die Befreiungen nach Artikel 2 werden bei Fahr- 
zeugen, die für die Beförderung von Gütern bestimmt 
sind, nur gewährt, wenn der einzelne Aufenthalt im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei vierzehn auf- 
einanderfolgende Tage nicht überschreitet. 

(2) Bei Berechnung der Aufenthaltsdauer sind der Ein- 
reisetag und der Ausreisetag jeweils als voller Tag zu 
rechnen. 


LE GOUVERNEMENT 

DE LA REPUBLIQUE FEDERALE d'ALLEMAGNE 
et 

LE GOUVERNEMENT 
DE LA republique FRANQAISE 

DESIREUX de faciliter le transport international’ routier 
entre les deux Etats et en transit par leur territoire, 

SONT CON VENUS DE CE QUI SUIT; 

A r t i c 1 e 1 

1) Pour 1 application de la presente Convention, le 
terme < vehicule » designe tout vehicule ä propulsion 
mecanique circulant sur la voie publique, destine au 
transport de marchandises ou de personnes et toute 
remorque pouvant etre attelee ä un tel vehicule, qu’elte 
soit importee avec le vehicule ou separement. 

2} Sont egalement consideres comme vehicules, les 
t’cicteurs routiers et les semi-remorques. 

A r t i c 1 e 2 

1) Les vehicules qui sont immatricules regulierement 
sur le territoire de l'une des Parties contractantes et 
importes temporairement sur le territoire de l’autre Partie 
contractante sont exoneres: 

— sur le territoire de la Republique frangaise de la 
taxe speciale sur certains vehicules routiers, 

— sur le territoire de la Republique föderale d'Allemagne 
de la taxe sur les vehicules. 

2) Ces exonerations sont egalement accordees aux 
vehicules qui ont leur point d’attache sur le territoire 
de l'une des Parties contractantes et qui sont dispenses 
par la reglenientation nationale de l'obligation d'immatri- 
culation. 

Article 3 

1) Pour les vehicules destines au transport de inarchan- 
dises, les exonerations visees a l'article 2 ne sont ac- 
cordees que si la duree de leur sejour sur le territoire 
de l'autre Partie contractante ne depasse pas quatorze 
jours consecutifs pour chaque voyage. 

2) Pour le calcul de la duree du sejour, Ic )ur de 
l'entree et celui de la sortie sont comptes chacun pour 
un jour entier. 
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(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien 
dürfen von der in Absatz 1 bestimmten Frist Ausnahmen 
zulassen, insbesondere wenn die Fahrzeuge betriebs- 
untähig werden oder für Messen, Ausstellungen oder 
ähnliche Veranstaltungen verwendet werden. 

Artikel 4 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Französischen Republik 
innerhalb von drei Monaten nach dem Inkrafttreten des 
Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 5 

(1) Die Vertragsparteien notifizieren einander, wenn 
die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für das In- 
krafttreten dieses Abkommens erfüllt sind. Das Abkom- 
men tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den 
Monat folgt, in dem die letzte dieser Notifikationen 
eingegangen ist. 

(2) Dieses Abkommen wird für ein Jahr geschlossen 
und verlängert sich stillschweigend, sofern es nicht von 
einer Vertragspartei mit einer Frist von drei Monaten 
gekündigt wird. 


GESCHEHEN zu Paris am 3. November 1969 in zwei 
Urschriften in deutsdier und französischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland: 

Sigismund Frhr. von Braun 

Für die Regierung 
der Französischen Republik: 

I lerve Alphand 


3) Les autorites competentes des Parties contractantes 
peuvent accorder des derogations en ce qui concerne le 
delai fixe au paragraphe 1 du present article, notamment 
lorsque les vehicules sont en panne ou utilises pour des 
foires, des expositions ou des manifestations analogues. 

Article 4 

La presente Convention s'appliquera egalement au Land 
de Berlin, sauf declaration contraire faite par le Gou- 
vernement de la Republique föderale d'Allemagne au 
Gouvernement de la Republique frangaise dans les trois 
mois qui suivront l'entree en vigueur de la presente 
Convention. 

Article 5 

1) Les Parties contractantes se notifient l’accoraplisse- 
ment des procediires requises par leur Constitution pour 
la mise en vigueur de la presente Convention. Celle-ci 
prend en effet le premier jour du mois qui suit celui au 
Tours duquel a ete regue la derniere de ces notifications. 

2) La presente Convention, conclue pour un an, est 
renouvelable par tacite reconduction, sauf denonciation 
ä tout moment par l’une des Parties contractantes, avec 
un preavis de trois mois. 


FAIT ä Paris, le 3 Novembre 1969 en deux exemplaires 
originaux, en langues allemande et francaise, les deux 
textes faisant egalement foi. 

Pour le Gouvernement 
de la Republique föderale d’Allemagne: 
Sigismund Frhr. von Braun 

Pour le Gouvernement 
de la Republique francaise: 

Hervö A 1 p h a n d 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Das vorliegende Abkommen sieht vor, daß beim 
vorübergehenden Aufenthalt von Straßenfahrzeugen 
einer Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei von deutscher Seite auf die Er- 
hebung der Kraftfahrzeugsteuer und von franzö- 
sischer Seite auf die Erhebung der Achslaststeuer 
(taxe speciale sur certains vehicuies routiers) ver- 
zichtet wird. Dadurch soll für die im internationalen 
deutsch-französischen Straßenverkehr verwendeten 
deutschen und französischen Fahrzeuge die bis- 
herige doppelte Besteuerung im Aufenthaltsstaat 
neben der Besteuerung im Fleimatstaat beseitigt 
werden. Diese Regelung entspricht dem in Artikel 1 
der Haimonisierungsentscheidung des EWG-Rates 
vom 13. Mai 1965 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften S. 1500/6v5) verfolgten Ziel, die Doppel- 
besteuerung bei der Kraftfahrzeugsteuer innerhalb 
der EWG zu beseitigen. Die Regelung stimmt ferner 
mit einem Beschluß des Rates vom 18. Marz 1969 
überein, durch den vorläufig eine bilaterale Beseiti- 
gung der Doppelbesteuerung auf der Basis des 
Nationalitätsprinzips zugelassen worden ist. Nach 
dem Inkrafttreten des Abkommens wird für die in 
der Bundesrepublik Deutschland beheimateten Kraft- 
fahrzeuge und Kralttahrzeug- Anhänger im Rahmen 
der EWG nur noch im Verhältnis zu Italien eine 
Doppelbesteuerung gegeben sein. 

Neben der Beseitigung der Doppelbesteuerung trägt 
das Abkommen ebenso wie die bereits bestehenden 
Abkommen mit der Schweiz, mit Luxemburg, mit 
den Niederlanden, mit Dänemark, mit Liechtenstein 
und mit Belgien (Reichssteuerbl. 1929 S. 207/1930 
S. 563, 1930 S. 454, 1931 S. 562 und 1934 S. 288 sowie 
Bundesgesetzbl. 1966 IT S. 1508) der Notwendigkeit 
Rechnung, den nach dem Kriege immer starker an- 
wachsenden Verkehrsfluß über die Grenzen zu er- 
leichtern. 

Mit dem Abkommen vom 3. November 1969 sind 
Verhandlungen abgeschlossen worden, die bereits 
im Jahre 1963 aufgenommen wurden. Das Abkom- 
men entspricht in seinen Grundzügen dem deutsch- 
belgischen Abkommen vom 17. Dezember 1964, das 
an die vorerwähnten anderen Abkommen sowie an 
das Abkommen vom 18. Mai 1956 über die Besteue- 
rung von Straßenfahrzeugen zum privaten Gebrauch 
im internationalen Verkehr (Bundesgesetzbl. 1960 II 
S, 2397) angelehnt worden ist. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

In diesem Artikel wird bestimmt, was Fahrzeuge im 
Sinne des Abkommens sind. Danach fallen Kraft- 
fahrzeuge und Kraftfahrzeug-Anhänger, die nicht 
zur Beförderung von Gütern oder Personen bestimmt 
sind, nicht unter das Abkommen. Von dieser Ein- 
schränkung sind Zugmaschinen und Sattelzug- 
maschinen ausgenommen. Die von der Einschrän- 
kung betroffenen selbstfahrenden Arbeitsmaschinen 
und Personenkraftfahrzeuge zum privaten Gebrauch 


sind jedoch in beiden Staaten nach nationalem Recht 
oder auf Grund internationaler Vereinbarung von 
der Besteuerung ausgenommen. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel sieht in der Bundesrepublik Deutsch- 
land eine Befreiung von der Kraftfahrzeugsteuer und 
in Frankreich eine Befreiung von der taxe speciale 
sur certains vehicuies routiers (Achslaststeuer) vor. 
Die Befreiungen erstrecken sich wechselseitig auf die 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei zu- 
gelassenen Fahrzeuge, denen Fahrzeuge gleich- 
gestellt sind, die dort ihren Standort haben und von 
der Zulassungspflicht befreit sind. Die Steuerbefrei- 
ungen gelten für den vorübergehenden Aufenthalt 
im Gebiet der anderen Vertragspartei. Hierunter ist 
entsprechend den Artikeln 2 und 3 des Abkommens 
vom 18. Mai 1956 über die Besteuerung von Straßen- 
fahrzeugen zum privaten Gebrauch im internatio- 
nalen Verkehr der Zeitraum zu verstehen, in dem 
nach den geltenden Zollvorschriften die vorüber- 
gehende Verwendung der Fahrzeuge im Zollgebiet 
der Vertragspartei zugelassen ist. 

Aus den unterschiedlichen Steuertatbeständen der 
Kraftfahrzeugsteuer und der Achslaststeuer ergeben 
sich auch Unterschiede für den Anwendungsbereich 
des Abkommens. In der Bundesrepublik Deutschland 
gilt das Abkommen für sämtliche Fahrzeuge im 
Sinne des Artikels 1, in Frankreich nur für schwere, 
zur Güterbeförderung bestimmte Fahrzeuge. Jedoch 
wird in Frankreich nach nationalem Recht oder 
internationaler Vereinbarung außer der Achslast- 
steuer keine andere Fahrzeugsteuer bei vorüber- 
gehendem Aufenthalt deutscher Fahrzeuge erhoben. 

Zu Artikel 3 

Durch diesen Artikel wird die Steuerbefreiung bei 
Fahrzeugen des Güterkraftverkehrs auf einen jewei- 
ligen Aufenthalt bis zu vierzehn aufeinanderfolgen- 
den Tagen befristet. Die Befristung entspricht der 
Regelung in den anfangs bezeichneten Vereinbarun- 
gen mit anderen Staaten und trägt den Verhält- 
nissen im internationalen Straßengüterverkehr aus- 
reichend Rechnung. Die Behörden der Vertrags- 
parteien können in bestimmten Fällen Ausnahmen 
von der Befristung zulassen. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung enthält die in den von der Bundes- 
republik Deutschland abgeschlossenen Abkommen 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

In diesem Artikel ist durch Absatz 1 das Inkraft- 
treten des Abkommens geregelt. In der Bundesrepu- 
blik Deutschland bedarf das Abkommen der Ratifi- 
kation. Absatz 2 enthält die Bestimmungen über 
eine etwaige Kündigung des Abkommens. 
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